
vom Lieferer aber nicht mehr fristgemäß dem Herstel­
ler angezeigt werden kann? Hier sind verschiedene 
Fragen zu untersuchen.

Zunächst: Ist der Lieferer selbst ausschließlich zur 
Geltendmachung offener Mängel berechtigt und ver­
pflichtet? Eine solche Auffassung kann aus § 7 der VO 
über die Verbesserung der Qualität der Produktion vom 
24. November 1949 (GBl. S. 73) für die staatlichen 
Handelsorgane hergeleitet werden: „Die staatlichen 
Handelsorgane haben in allen Kauf- und Lieferverträ­
gen Bestimmungen über die Qualität der zu liefernden 
Waren aufzunehmen und die Abnahme der Waren, die 
diesen vereinbarten oder gesetzlich festgelegten Güte­
bedingungen nicht entsprechen, abzulehnen“. Gleiches 
kann gefolgert werden aus dem Beschluß des Minister­
rates vom 5. August 1954 über Maßnahmen zur weite­
ren Entwicklung des Handels (GBl. S. 699 — BI Ziff. 2): 
„Der Handel wird verpflichtet, von der Produktion ge­
lieferte Ware abzulehnen, die nicht den abgeschlossenen 
Verträgen, insbesondere in mustertreuer, qualitäts- und 
terminmäßiger Hinsicht entspricht“.

Eine richtige Anwendung dieses Prinzips muß dazu 
führen, daß der Betrieb, der als erster die Ware vom 
Hersteller empfängt, selbst zur Prüfung verpflichtet ist. 
Hieraus folgt: Unterläßt er diese Prüfung, und stellen 
sich erst bei seinem Käufer Mängel heraus, so kann 
er in keiner Weise besser gestellt werden, als wenn er 
seiner eigenen Prüfungspflicht nachgekommen wäre. 
Deshalb kann er auch offene Mängel, die sein Vertrags­
partner ihm gegenüber rügt, nur innerhalb der für ihn 
selbst geltenden Frist gegenüber dem Hersteller wirk­
sam anzeigen. Dieser Grundsatz muß auch dann gelten, 
wenn das Gesetz kürzere Frist vorsieht. Wir erhalten 
also als allgemeine Regel einen Grundsatz, wie er für 
den besonderen Fall bereits Gesetz ist10 11).

Wie verhält es sich mit einer Vertragsstrafe wegen 
mangelhafter Warenlieferung? Das Staatliche Vertrags­
gericht hat mit der Entscheidung vom 17. Januar 195511) 
ausgesprochen, daß eine Vertragsstrafe wegen mangel­
hafter Warenlieferung innerhalb der Ausschlußfrist des 
§ 4 Abs. 2 der 6. DB zur WO auch dann geltend ge­
macht werden kann, wenn die Frist für die Anzeige 
des Mangels versäumt ist. § 4 Abs. 1 der 6. DB sei nur 
eine Ordnungsvorschrift. Die Vertragsstrafe sei deshalb 
anders zu beurteilen, weil sie im Gegensatz zum Ge­
währleistungsanspruch Verschulden voraussetzt. An­
dernfalls würde auf ein wirksames Mittel zur Verbes­
serung der Qualität verzichtet werden.

Diese Konzeption beruht zweifellos auf dem schon ge­
würdigten Verhältnis der Vertragsstrafe zum Schadens­
ersatz. Sie stößt aber auch unabhängig davon auf Be­
denken. Sowohl Rügefrist als Verjährungsfrist sind bei 
Geltendmachung von Mängeln deshalb kurz bemessen, 
um schnell auf den Verursacher mangelhafter Qualität 
einzuwirken. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
die Zielsetzung für eine Vertragsstrafe nach § 2 Abs. 1 
der 6. DB keine andere ist. Sie kann also dann nicht 
wirksamer werden, wenn ihre Ausschlußfrist unabhän­
gig von der Geltendmachung der Mängelrüge läuft. Für 
den Fall des Verschuldens von Mängeln — auf diesen 
Unterschied stellt das Staatliche Vertragsgericht bei der 
Vertragsstrafe ab — dürfte, die Forderung lauten, noch 
nachhaltiger auf den Hersteller einzuwirken. Das kann 
aber nicht der Fall sein, wenn man ihn nach sechs Mo­
naten ohne vorherige Mängelrüge plötzlich mit einer 
Vertragsstrafe überrascht. Wie soll der Herstellerbetrieb 
nach einem derartigen Fristablauf noch zu einer eindeu­
tigen Feststellung der Ursachen gelangen? Die Er­
ziehungsfunktion der Fristen ist nicht nur dem Her­
steller, sondern auch dem Warenempfänger gegenüber 
von Bedeutung.

Wie verhält es sich mit einer solchen Vertragsstrafe 
im Verhältnis Besteller — Lieferer — Erfüllungsge­
hilfe? Gilt die Auffassung des Staatlichen Vertrags­
gerichts auch für das Verhältnis Besteller — Lieferer? 
Übernimmt man die Argumentation des Staatlichen 
Vertragsgerichts, so kann dies nicht verneint werden.

10) vgl. die obigen Ausführungen zu § 19 der Allgemeinen 
Lieferbedingungen für die volkseigene und konsumgenossen­
schaftliche Leder-, Kunstleder-, Schuh- und Lederwaren­
industrie vom 1. Januar 1954 (ZB1. S. 43).

11) Verfügungen und Mitteilungen des Staatlichen Vertrags­
gerichts 1955 Nr. 1 S. 5 (lfd. Nr. II/l); vgl. auch Grundsatz,
VuM 1954 Nr. 13 S. 111 (lfd. Nr. 1/32).

Es wäre also folgendes denkbar: Der Lieferer rügt 
nicht, der Besteller rügt nicht. Nach Monaten fordert 
der Besteller Vertragsstrafe vom Lieferer, der Lieferer 
deshalb seinerseits vom Hersteller als Erfüllungsgehil­
fen. Solange das innerhalb von sechs Monaten gemäß 
§ 4 Abs. 2 der 6. DB zur WO erfolgt, könnte vom 
Standpunkt der obigen Entscheidung aus hiergegen 
nichts eingewandt werden. Zweifellos kann ein solches 
Ergebnis nicht befriedigen.

Wenden wir uns nunmehr den Fragen bei verdeckten 
Mängeln zu. Verdeckte Mängel sind nach § 8 des 
Mustervertrages vom Besteller dem Lieferer unverzüg­
lich schriftlich anzuzeigen. Nach Ablauf von sechs Mo­
naten seit Entgegennahme des Vertragsgegenstandes 
ist die Geltendmachung verdeckter Mängel ausgeschlos­
sen. Es ergeben sich folgende Fragen:

1. Was ist unter „unverzüglich“ zu verstehen, wenn 
der Mangel erst beim Besteller entdeckt wird (also beim 
Vertragspartner des Lieferers, nicht des Herstellers), 
und wie ist die Ausschlußfrist zu handhaben?

2. Kann der Besteller dem Hersteller, also dem Er­
füllungsgehilfen des Lieferers, gegenüber unmittelbar 
anzeigen?

3. Ist der Hersteller, also der Erfüllungsgehilfe des 
Lieferers, dem Besteller gegenüber unmittelbar zur 
Nachbesserung, Ersatzlieferung oder Minderung ver­
pflichtet?

An dieser Stelle ist es nicht ohne Interesse, die 
Praxis des sowjetischen Rechts kennenzulernen, wie sie 
in bezug auf Regreßansprüche wegen Lieferung von 
Waren nicht gehöriger Qualität entwickelt wurde. Das 
von der sowjetischen Praxis zu lösende Problem be­
stand in folgendem: Der Regreßanspruch gegenüber 
dem Erfüllungsgehilfen ist nach sowjetischer Rechts­
anwendung ein reiner Schadensersatzanspruch. Unter 
einer Regreßforderung wird von der Praxis nur eine 
solche Forderung verstanden, die nicht aus dem Ver­
trag zwischen dem Regreßkläger und dem Regreßver­
klagten (also hier dem Erfüllungsgehilfen) hergeleitet 
werden kann, die also keine „direkte Klage“ darstellt. 
Es handelt sich also meistens um den Schadensbetrag, 
der den Umfang der Haftung des Erfüllungsgehilfen aus 
seinem Vertrag mit dem Regreßkläger übersteigt. Für 
eine Regreßforderung als Schadensersatzanspruch gilt 
grundsätzlich die allgemeine Verjährungsfrist von 
lVz Jahren, unabhängig davon, aus welchem Grundver- 
hältnis sich diese Schadensersatzforderung ableitet. Es 
erhob sich die Frage: Soll diese Regelung auch dann 
gelten, wenn sich die Regreßansprüche aus der Liefe­
rung von Waren nicht gehöriger Qualität herleiten? 
Diese Frage wurde im Hinblick auf den besonderen 
Charakter des Gewährleistungsanspruchs bei Sachmän­
geln verneint. Vielmehr wurden folgende Grundsätze 
entwickelt:

1. Die Frist zur Erhebung einer Regreßklage, die sich 
aus der Belieferung mit Waren nicht gehöriger Quali­
tät 'herleitet, beträgt sechs Monate — also wie im Falle 
einer direkten Klage bei Sachmängelhaftung — und be­
ginnt mit Errichtung des Mängelprotokolls bzw. bei 
unterlassener Protokollerrichtung nach Ablauf der hier­
für geltenden Frist.

2. Grundsätzlich ist der Regreßverklagte bereits zum 
Grundprozeß hinzuzuziehen. 'Dies wird jedoch von der 
Arbitrage nicht durchgeführt, wenn gegen ihn Verjäh­
rung eingetreten ist12).

Kehren wir zu unserer Fragestellung zurück. Wir 
haben oben als eine allgemeine Regel herausgearbeitet: 
In den Beziehungen Produzent — Handel — Konsument 
Festlegung der materiellen Verantwortlichkeit des 
Produzenten wegen Lieferung von Waren nicht ge­
höriger Qualität, auch wenn der Schaden nicht in der 
Person des Vertragspartners des Produzenten entsteht. 
Ein solcher Grundsatz entspricht der Forderung nach 
Gewährleistung einer einwandfreien Produktion. Er 
kann nur verwirklicht werden, wenn auch der vom Be­
steller — dem Vertragspartner des Lieferers, nicht des 
Herstellers — gerügte verdeckte Mangel vom Hersteller 
zu vertreten ist. Seine Mängelrüge muß deshalb beacht­
lich sein. Dem entspricht auch die Regelung in § 19 der 
Allgemeinen Lieferbedingungen für die volkseigene und 
konsumgenossenschaftliche Leder-, Kunstleder-, Schuh-

l2) Nowitzki, Regreßverpflichtungen zwischen sozialistischen 
Wirtschaftsorganisationen, Moskau 1952, § 21 (russ.).
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